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MEDIENMITTEILUNG

FESTHALTEN AM INDIREKTEN GEGENENTWURF ZUR
TRANSPARENZINITIATIVE

Die Bundesversammlung — Das Schweizer Parlament 14.01.2021

Die Staatspolitische Kommission (SPK) des Ständerates ist nach wie vor der
Ansicht, dass der Volksinitiative für «Mehr Transparenz in der
Politikfinanzierung» ein indirekter Gegenentwurf gegenübergestellt werden
sollte. Sie hält deshalb an dem von ihr ausgearbeiteten Gesetzesentwurf fest.

Nachdem der Nationalrat in der vergangenen Herbstsession den Entwurf für eine Änderung des

Bundesgesetzes über die politischen Rechte ( 19.400  Pa. Iv. Mehr Transparenz in der

Politikfinanzierung) in der Gesamtabstimmung mit 168 zu 18 Stimmen abgelehnt hatte, musste die SPK
des Ständerates nochmals über Eintreten befinden. Dieses war nicht bestritten und die Kommission hat
beschlossen, mit einer redaktionellen Änderung an ihrem Entwurf festzuhalten. Die Kommission stellt
fest, dass Volksbegehren für mehr Transparenz in verschiedenen Kantonen und Gemeinden
angenommen wurden. Für die rechtliche Verankerung des offensichtlich mehrheitsfähigen Anliegens
braucht es jedoch detaillierte Bestimmungen, die auf Gesetzesebene und nicht in die Verfassung
gehören.

Die Kommission hat beschlossen, bezüglich der Höhe der offenzulegenden Zuwendungen an ihrem
ursprünglichen Vorschlag von 25'000 Franken festzuhalten. Ein Antrag, hier dem Initiativkomitee mit
einer Senkung auf 10'000 Franken entgegenzukommen, wurde mit 9 zu 2 Stimmen abgelehnt. Mit 6 zu
5 Stimmen knapper abgelehnt wurde der Antrag, den offenzulegenden Aufwand für Kampagnen von
250'000 auf 50'000 Franken zu senken. Zu beiden Fragen wurden Minderheitsanträge eingereicht.

CLAVALEYRES SOLL VON BERN ZU FREIBURG ZÜGELN DÜRFEN

Die bernische Gemeinde Clavaleyres möchte mit der Freiburger Gemeinde Murten fusionieren. Die
Kommission beantragt ihrem Rat, der dafür notwendigen Gebietsveränderung zwischen den Kantonen
Bern und Freiburg zuzustimmen.
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Die Kommission tagte am 22. Oktober 2020 unter dem Vorsitz ihres Präsidenten Ständerat Andrea
Caroni (RL, AR) in Bern.
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